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 Einleitung

Im Laufe der letzten 50 Jahre der Ent-
wicklung und Anwendung der Kernenergie 
hat die Politik zur nuklearen Energieer-
zeugung in fast allen Ländern der Welt ein 
Wechselbad der Gefühle erlebt, das von 
Begeisterung bis zu tiefer Skepsis reicht.1 
Den Versprechungen einer (vermeintlich?) 
billigen und unerschöpflichen Energie-
versorgung standen Bedenken hinsichtlich 
der nuklearen Sicherheit, des Missbrauchs 
für kriegerische Zwecke und der Abfallent-
sorgung gegenüber.2 Wichtige Meilen - 
steine in der Geschichte der Kernenergie-
politik waren der nukleare Zwischenfall 
in TMI (Three Mile Island) bei Harrisburg in 
den Vereinigten Staaten 1979, der Unfall 
in Tschernobyl in der Ukraine 1986 und zu-
letzt die Kernschmelze in Fukushima in Japan  
im Jahr 2011. Alle drei Ereignisse lösten 
 große Veränderungen und Anpassungen in 
der öffentlichen Meinung sowie in der 
Regu lierung und im Risikomanagement aus.3

Die
Ortwin Renn

01
 –

 P
la

ka
t: 

„I
n 

H
ar

ris
bu

rg
 g

eh
en

 
di

e 
Li

ch
te

r s
ch

on
 a

us
“ (

19
79

)

– vom Hoffnungsträger 
Risikofaktor

nukleare 
Option

zum



37



38
Diese drei Ereignisse hatten nachhaltige Aus-
wirkungen auf die öffentliche Meinung. Nach 
TMI hatten viele Umfragen in den USA, Kanada 
und den meisten europäischen Ländern eine 
zunehmend ambivalente Haltung der meisten 
Menschen in Bezug auf die Chancen und 
Risiken der Kernenergie und anderer großtech-
nischer Systeme ergeben.4 Risikowahr-
nehmungsstudien und Untersuchungen der 
Einstellung der Bevölkerung zur Kernenergie 
zeigten, dass die Menschen vor den umwelt- 
und gesundheitsbezogenen Auswirkungen 
von Großtechnologien Sorgen hatten, sie aber 
gleichzeitig der technischen und politischen 
Elite ein gewisses Maß an Vertrauenswürdig-
keit zubilligten. 

Dieses Bild änderte sich dramatisch nach 
Tschernobyl im Jahr 1986. Interessanterwei-
se ereigneten sich 1986 auch zwei andere 
 große technologische Unfälle: Die Challenger- 
Katastrophe und die Rheinverschmutzung 
infolge eines Chemieunfalls in einem Chemie-
werk in Basel (Schweiz). Die Befürworter der 
Großtechnologien gerieten dadurch in die 
Defensive, während die Skeptiker begannen, 
ein neues Kapitel über Risiko und die Akzep-
tanz von Großtechnologien zu definieren.5 
Nun wurde den Experten nicht nur man-
gelnde Moral, sondern auch mangelnde 
Rationalität vorgeworfen.6 Eine unmittelbare 
Folge davon war, dass praktisch alle euro-
päischen Länder, mit Ausnahme Frankreichs, 
den Ausbau der Kernenergie einstellten. In 
Deutschland wurde das Projekt der Wieder-
aufarbeitung von Atommüll nach langen 
und erbitterten Auseinandersetzungen 
vollständig aufgegeben. Mitte 2000 einigte 
sich die deutsche Regierung, eine Koalition 
aus Sozialdemokraten und den Grünen als 
starkem Juniorpartner, mit der Atomindustrie 
auf einen Ausstieg aus der Kernenergie 
in den nächsten drei bis vier Jahrzehnten.7

In Österreich wurde der Bau von Kernkraft-
werken nach 1998 durch eine Volksabstim-
mung gestoppt, und in der Schweiz wurde 
ein Mora torium für den weiteren Ausbau von 
Kern kraftwerken verhängt. Doch die Kern-
energie war nicht die einzige Technologie, 
die nach eingehender Prüfung in Misskredit 
geriet. Massive Ablehnung herrschte auch 
gegenüber der chemischen Industrie, den 
Abfallver wertungsanlagen, dem Straßenbau, 
dem Flughafenausbau und schließlich der Er-

richtung der ersten Labors und Produktionsan-
lagen zur Anwendung der Gentechnologie.8 Die 
Zauberworte der späten 1980er Jahre lauteten: 
Dezen tralisierung, verbrauchernahe Versor-
gung, erneuerbare Energiequellen, ökologi-
sche An baumethoden, Ausbau der öffentlichen 
Nah verkehrsinfrastrukturen und Entwicklung 
auf der Grundlage „weicher“ Technologien. 

Nach 1996 drehte der Wind jedoch wieder. 
Die zuvor abgelehnten Expertenmeinungen 
tauchten mit einer gewissen Schadenfreude 
wieder auf, in denen es hieß, dass die Kata-
strophen von 1986 doch nicht so schlimm 
gewesen seien.9 Der Rhein hatte sich von 
dem Unglück in Schweizerhalle viel  schneller 
erholt, als es selbst die optimistischsten 
 Meinungen vorauszusagen gewagt hatten. 
Zudem gab es keine weiteren Katastrophen 
im Zusammenhang mit Weltraumflügen, die 
mit der Challenger-Katastrophe vergleichbar 
gewesen wären. Und selbst der große Reaktor-
unfall von Tschernobyl forderte nach Ansicht 
von Toxikolog:innen weniger Todesopfer, als 
dies der Öffentlichkeit kurz nach der Kata-
strophe berichtet worden war.10 

So kehrten viele Länder zur Kernenergie zurück 
oder verstärkten ihre  Kernenergiepolitik 
von vor 1986. In Frankreich bestand man in 
den 1990er Jahren darauf, den Anteil der 
Kernenergie auszubauen, obwohl der sozia-
listischen Regierung ein Mitglied der grünen 
Partei als Umweltminister angehörte.11 In 
Deutschland verschärfte sich die Debatte über 
die Durchführbarkeit und Sinnhaftigkeit 
des 1998 verkündeten und von der sozialdemo-
kratisch-grünen Koalition geförderten Aus-
stiegsbeschlusses.12 Im Anschluss an diese 
Entscheidung setzte sich ein starkes Bündnis 
von Kernenergiebefürworter:innen für eine 
Aufhebung oder zumindest eine Verschiebung 
des Ausstiegsbeschlusses ein.13 Mit dem 
Erfolg der grünen Parteien bei der Gestaltung 
der Politik innerhalb des politischen Systems 
entstand die Notwendigkeit, Kompromisse zu 
schließen und politische Vereinbarungen zu 
treffen.14 Die konservativ-liberale Regierung von 
Bundeskanzlerin Merkel beschloss demge mäß 
auch 2010, den Ausstieg aus der Kernenergie 
zu revidieren und den Prozess des Ausstiegs 
aus der Kernenergie um weitere 20 bis 30 Jahre 
zu verschieben.15
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Die langsame Erholung der Unterstützung 
für die Kernenergie kam durch den Atom-
unfall in Fukushima in Japan nach dem ver-
heerenden Tsunami zu einem abrupten 
Ende.16 Ein dramatischer Umschwung fand in 
Deutschland statt. Bundeskanzlerin Merkel 
setzte eine so genannte Ethikkommission ein, 
die eine neue Politik für die Zukunft der 
deutschen Kernkraft vorschlagen sollte.17 
Die Kommission stimmte einstimmig dafür, 
bis 2022 aus der Kernenergie auszusteigen 
und nukleare und fossile Brennstoffe durch 
die Verbesserung der Energieeffizienz und 
die Installation von Anlagen für erneuerbare 
Energien zu ersetzen.18 Dieser Ausstiegs-
beschluss blieb bis zum Sommer 2022 unan-
gefochten in Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Mit dem Ukrainekrieg und der damit 
verbundenen Gaskrise wurde dieser 10jährge 
Konsens brüchig. Plötzlich erschien die 
Kernenergie wieder als Retter für den Erhalt 
der Energiesouveränität. Dennoch gibt es 
für einen mehr als nur vorübergehenden Ein-
satz der Kernenergie zur Überwindung der 
Krise kaum Stimmen, die einen langfristigen 
Wiedereinstieg befürworten.19

In den folgenden Abschnitten wird näher auf 
die politischen Konsequenzen jeder dieser 
wichtigen Phasen der Kernenergienutzung in 
Deutschland eingegangen. Der Schwerpunkt 
dieses Papiers liegt auf der Untersuchung der 
politischen und sozialen Reaktionen auf die 
jeweils offizielle Kernenergiepolitik. 

 Die Entwicklung der 
Kernenergiepolitik vor Tschernobyl

Die deutsche Atom- und Energiepolitik war 
zwischen 1945 und 1973 durch einen relativ 
geringen Grad an staatlichem Interventionis-
mus und durch eine unumstrittene und breite 
Akzeptanz der Kernenergie als Energiequelle 
gekennzeichnet. Die Befürworter der Kern-
energie fanden im Ministerium für Atomfragen, 
später – unter der sozial-liberalen Koalition – im 
Ministerium für Forschung und Technologie 
einen wohlwollenden Partner.20 Erst mit dem 
Aufkommen der Umweltbewegung in den 
1970er Jahren wurde der öffentliche Protest 
gegen die Kernenergie zu einer relevanten 
politischen Kraft in Deutschland und führte zur 
Gründung einer neuen Partei, den Grünen.21 
In den frühen 1970er Jahren entstanden die 
ersten Anti-Atomkraft-Initiativen, doch ihr 
Einfluss auf die Politik war sehr begrenzt und 
beschränkte sich auf die lokale Ebene. Bis zum 
Jahr 1986, als sich der Unfall von Tschernobyl 
ereignete, hatten die Proteste und die Opposi-
tion gegen die Kernenergie keine größere 
Chance, die öffentliche Politik zu beeinflussen. 

1967 wurden die ersten kommerziellen Auf-
träge für zwei Leichtwasserreaktoren (LWR) 
von deutschen Energieversorgern erteilt, 
zwei Jahre später wurden drei weitere be-
stellt, und 1971 wurden noch einmal fünf 
Aufträge erteilt.22 Bis 1973 hatten alle zehn 
Projekte die Genehmigung zum Baubeginn, 
und eine Reihe weiterer Anlagen war für die 
nahe Zukunft geplant. Siemens und AEG, mit 
Lizenzen von Westinghouse bzw. General 
Electric (GE), übernahmen die Führung im 
Anlagenbau (die AEG gab den Bau von Kern-
kraftwerken später auf). Die Unternehmen 
wurden von der Regierung ermutigt, die 
gemeinsame Reaktorentwicklungsgesell-
schaft Kraftwerk Union (KWU) zu gründen. 

Darüber hinaus unterstützte die Bundes-
republik Deutschland die Entwicklung eines 
Thorium-Hochtemperaturreaktors (THTR). 
Diese Entwicklungslinie wurde jedoch An-
fang der 1980er Jahre aufgegeben, da kein 
kommerzielles Unternehmen bereit war,   diese 
neue Reaktortechnologie in sein Portfolio 
aufzunehmen. Die Regierung war auch an der 
Entwicklung einer Wiederaufbereitungs-
anlage beteiligt, um den Kernbrennstoffkreis-
lauf zu schließen.
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Die Ölkrise von 1973/1974 veränderte die 
Energiepolitik in Deutschland grundlegend. Die 
Politik wurde von begrenzten Eingriffen in den 
Kohlesektor zum Schutz der Kohleunternehmen 
und ihrer Beschäftigten auf eine umfassende 
Politik hin ausgeweitet, die darauf abzielte, eine 
kostengünstige Energieversorgung unter Be-
achtung des Umweltschutzes sicherzustellen. 
Dieser Wandel spiegelte sich im Energiepro-
gramm der Bundesregierung von 1973 wider, 
das 1974 aufgrund der Drosselung der Ölver-
sorgung durch die arabischen Ölförderländer 
überarbeitet wurde.

Der nach der Ölkrise geplante Ausbau der 
Kernenergie führte zu einer erheblichen Aus-
weitung der Debatte über die Kernenergie 
und zur Einbeziehung von Themen wie der 
Frage nach der Zweckmäßigkeit einer „Pluto-
niumwirtschaft“, dem Problem des Atom-
mülls und der Sicherheit bei einem großen 
Unfall. Dies war der Beginn einer starken 
Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland. 

Der öffentliche Widerstand gegen den Bau 
von Kernkraftwerken begann 1975, als sich in 
Baden-Württemberg, wo der Bau eines Groß-
kraftwerks in Wyhl schon offiziell genehmigt 
war, Bürger:innen ad hoc zu sog. Bürgerini-
tiativen zusammenschlossen und Unterschriften 
sammelten, die gegen den Bau des Kraftwerks 
protestierten und das Verwaltungsgericht 
anriefen. Die Argumente in diesen lokalen 
Kampagnen konzentrierten sich zunächst auf 
lokale Fragen.23

Da die Genehmigung der baden-württem-
bergischen Landesregierung bereits vorlag, 
beschlossen Bürgerinitiativen, die Baustelle 
zu besetzen. Nach gewaltsamen Zusammen-
stößen mit der Polizei, weiteren Massenpro-
testen und einer landesweiten Berichterstattung 
in den Medien sowie starkem Widerstand in 
den eigenen Reihen einigte sich die Regierung 
mit Bürgerinitiativen und Energieversorgern 
darauf, die Besetzung zu beenden und den Bau 
zu verschieben. Die geplante Atomanlage am 
Standort Wyhl wurde nie gebaut.24 Es folgten 
weitere Konflikte an anderen Orten wie Brok-
dorf.25 

Trotz der heftigen Demonstrationen und der 
Gerichtsverfahren, die den Bau oder den 
Betrieb mehrerer Kernkraftwerke verhinder-
ten, hatte die Protestbewegung wenig Erfolg 

darin, die Atompolitik zu stoppen oder die 
Mehrheit der deutschen Bevölkerung  
zu einer Anti-Atom-Haltung zu bewegen.26 
Bis 1986 unterstützten alle Parteien mit 
Aus nahme der Grünen den Ausbau der 
Kernenergie und befürworteten die Atom-
kraft. Anfang der 1980er Jahre stieg sogar 
die Zustimmung der Deutschen in der 
Bundesrepublik zur Kernenergie allmählich, 
trotz anhaltender politischer Erfolge der 
Grünen. Die zweite Ölkrise (mit ihren ex-
plodierenden Preisen) erleichterte es der 
SPD-FDP- Regierung, bei der dritten Über-
arbeitung des Energieprogramms im Herbst 
1981 ihr Bekenntnis zur Kernenergie zu 
erneuern. Bund und Länder arbeiteten zu-
sammen, um die Genehmigungsverfahren 
zu beschleu nigen, so dass im Februar 1982 
– zum ersten Mal seit über vier Jahren und 
mit einer Verzögerung von fünf Jahren – der 
Bau von drei neuen Kraftwerken durch das 
Innenmini sterium im „Konvoi“ genehmigt 
wurde.27 Die drei Genehmigungen wurden 
auf der Grundlage der Genehmigung eines 
standardisierten Konzepts und der Einschät-
zung der Regierung, dass die Kriterien für 
die Abfallentsorgung erfüllt waren, erteilt. 
Dann geschah Tschernobyl.
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 Die Atompolitik nach Tschernobyl

Der Unfall von Tschernobyl am 26. April 1986 
hatte große Auswirkungen auf die öffentliche 
Meinung und führte zu erheblichen Änderungen 
in der Politik der Bundesregierung.28 Die auf-
fälligste Änderung war die Einrichtung des BMU, 
des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit. Vor 1986 waren 
Umweltfragen im Innenministerium angesiedelt 
gewesen. Einer der ersten Minister, die an 
die Spitze des BMU berufen wurden, war Klaus 
Töpfer, der später Direktor des United Nations 
Environment Programme (UNEP) wurde und 
nach Fukushima von Bundeskanzlerin Merkel 
gebeten wurde, den Vorsitz der Ethikkom-
mission für die Zukunft der Energiepolitik in 
Deutschland zu übernehmen.

Nach Tschernobyl nahmen die Sozialdemo-
kraten (SPD) eine kritischere Haltung gegen-
über der Kernenergie ein. Sie blieben jedoch 
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bis 1998 in der Opposition, bevor Gerhard 
Schröder Helmut Kohl als Bundeskanzler ab-
löste. Doch schon vor 1998 führte der partei-
politische Wandel der SPD zur Aufkündigung 
der Zusammenarbeit zwischen Bund und 
 Ländern, was erhebliche Auswirkungen auf 
die Erteilung von Genehmigungen hatte und 
ein erneutes Engagement für die  Kernenergie 
in den frühen 80er Jahren nach sich zog. 
Die SPD-geführten Bundesländer hatten aktiv 
damit begonnen, die Gesetzgebung im Sinne 
einer Ausstiegsstrategie zu gestalten. Dies 
stand im Einklang mit der Verabschiedung einer 
Ausstiegsstrategie als offizieller SPD-Politik 
im Jahr 1986, kurz nach dem Unfall.29 Diese Ver-
suche auf Landesebene waren in dieser Zeit 
zum Scheitern verurteilt, da der Bund die 
 Kompetenz hatte, einzugreifen und den Weiter-
betrieb sicherzustellen. 

Die CDU-Regierung auf Bundesebene wurde 
1998 durch eine Koalition aus SPD und Grünen 
abgelöst. Die neue Regierungskoalition betonte 
nach ihrem Amtsantritt die Entwicklung einer 
nachhaltigen Energiepolitik und leitete daraus 
drei zentrale Prinzipien ab, nämlich a. Ver-
sorgungssicherheit, b. Wirtschaftlichkeit und 
c. Umweltverträglichkeit. Die Regierung hatte 
mehrere zentrale Handlungsfelder identifiziert: 
I. die Eindämmung des Klimawandels, II. die 
Förderung der Energieeffizienz, III. die weitere 
Nutzung heimischer Stein- und Braunkohle, 
IV. die Schaffung von mehr Wettbewerb auf den 
liberalisierten Energiemärkten, V. die Förderung 
erneuerbarer Energien und VI. die Schaffung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen für Energie-
unternehmen in ganz Europa.30 Ergänzt wurde 
dies durch das wichtige Ziel der Regierung, aus 
der Kernenergie auszusteigen.31 

Was die Kernenergie betrifft, so waren sich SPD 
und Grüne einig, dass der Ausstieg aus der 
Kernenergie oberste Priorität hatte. Der genaue 
Weg dorthin war jedoch zwischen den Koali-
tionspartnern und innerhalb der Grünen selbst 
umstritten. Die SPD wollte Schadensersatz-
forderungen der Energieversorger vermeiden 
und favorisierte daher einen Ausstieg im 
 Konsens mit der Industrie. Die Grünen waren 
gespalten: Der pragmatischere Flügel, vor 
allem diejenigen, die in Landesregierungen, 
insbesondere im hessischen Umweltministe-
rium, tätig waren, wussten um die rechtlichen 
und politischen Schwierigkeiten, den Strom-
versorgern einen Ausstieg aufzuzwingen. 

Sie wollten daher die Möglichkeit eines 
ver fassungs konformen und Entschädigungen 
ausschließenden Gesetzes ausloten, das zu 
einem schrittweisen Ausstieg aus der Kern-
energie führen sollte. Der radikale Flügel der 
Partei, der eng mit radikalen Atomkraftgegnern 
verbunden war, wollte einen sofortigen Aus-
stieg. 

Der Plan, das Kernenergiegesetz grund-
legend zu ändern, kam jedoch aufgrund des 
starken Widerstands der Stromversorgungs-
unternehmen nicht zustande. Daraufhin 
begannen die Konsensverhandlungen ohne 
das geplante Kernenergiegesetz unter 
der Leitung von Wirtschaftsminister Werner 
Müller, einem ehemaligen Energiemanager 
und Vertrauten von Bundeskanzler Schröder, 
und Umweltminister Jürgen Trittin, der dem 
linken Flügel der Grünen angehört. 

Schließlich wurde im Jahr 2002 eine Einigung 
erzielt: Die Gesamtbetriebsdauer wurde 
 generell auf 32 Jahre festgelegt. Wesentliches 
Element des Ergebnisses war jedoch, dass 
die Strommenge für jeden Reaktor festgelegt 
wurde (zum Vorteil der Energieversorger) und 
dass diese Mengen von einem Reaktor auf den 
anderen übertragen werden konnten, wodurch 
die Laufzeit der einzelnen Reaktoren über 
32 Jahre hinaus verlängert werden konnte.32

Nach der Regierungsübernahme durch 
die Große Koalition im Jahr 2005 wurde die 
Ent scheidung zum Ausstieg aus der Kern-
energie erneut in Frage gestellt. Industrie und 
Ver sorgungsunternehmen drängten die neue 
Regierung, den Zeitpunkt des Ausstiegs  
zu ändern und die Kernenergie als längere 
„Brücke“ zwischen dem fossilen und dem 
 erneuerbaren Zeitalter der Energieerzeugung 
zu nutzen.33 Nach dem Antritt der CDU-FDP- 
Koalition 2009 schlug die neue Regierung 
 tatsächlich ein neues Gesetz vor, das die 
Fristen für den Ausstieg verlängerte und den 
Energieversorgern mehr Flexibilität bot.34 
 Dieses neue Verlängerungsgesetz wurde von 
den Oppositionsparteien und den Akteuren 
der Zivilgesellschaft, insbesondere den Umwelt-
organisationen, scharf kritisiert. Bevor diese 
Debatte zu Ende geführt werden konnte, ereig-
nete sich am 11. März 2011 der Nuklearunfall 
in Fukushima, der zu einer erneuten Kehrt-
wendung der energiepolitischen Prioritäten in 
Deutschland führte.
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zur Zukunft der Energiepolitik in Deutschland 
ein. Die Ethikkommission setzte sich aus 
 Personen aus Politik, Zivilgesellschaft, Kirchen 
und Wissenschaft zusammen. Ihr Auftrag 
war es, einen Fahrplan für die Gestaltung der 
Energiepolitik in Deutschland zu entwickeln.39 
Die Ethikkommission hatte nur sechs Wochen 
Zeit, um ihre Empfehlung zu erarbeiten, da 
die Abschaltung der älteren Reaktoren inner-
halb von sechs Wochen rechtlich bestätigt 
werden musste, um Entschädigungszahlungen 
zu vermeiden. Interessant ist, dass der Ethik-
kommission keine Experten für Energie und 
nukleare Risiken angehörten. Sie setzte sich 
vielmehr aus Politikern aller politischen Parteien, 
Funktionären der großen Wissenschafts-
organisationen in Deutschland, Sozialwissen-
schaftlern und Ethikern sowie, wie im kor-
poratistischen Regulierungsstil Deutschlands 
üblich, aus Vertretern der großen zivilen 
 Organisationen wie den  Arbeitgeberverbänden, 
den Gewerkschaften und aus Vertretern 
der beiden großen Religionsgemeinschaften, 
Katho liken und Protestanten, zusammen. Nach 
sechs Wochen empfahl die Ethikkommission, 
innerhalb von zehn Jahren aus der Kernenergie 
auszusteigen und die Energieeffizienz und 
den Einsatz erneuerbarer Energiequellen zu 
fördern. Außerdem empfahl sie der Regie-
rung, einen Prüfungsausschuss einzurichten, 
um sicherzustellen, dass die Energiewende 
reibungs los verläuft, und ein öffentliches 
Energie forum einzurichten, um die Akzeptanz 
für die neue Energiepolitik zu fördern.40

 Die Atompolitik 
nach Fukushima

Der Unfall in Fukushima ereignete sich zu 
einem Zeitpunkt, als die deutsche Regierung 
wegen ihrer Pläne, den Ausstieg aus der 
Kernenergie in Deutschland zu verzögern, 
unter großem Druck stand. Mitten in der 
Finanzkrise hatte Bundeskanzlerin Merkel 
eine Vereinbarung mit den großen Strom-
konzernen getroffen, die Steuer auf abge-
brannte Brennelemente zu erhöhen, um 
im Gegenzug den Ausstieg aus der Kern-
energie zu verschieben. Obwohl die Regie-
rung jegliche Verbindung zwischen den 
beiden Maßnahmen leugnete, waren die 
deutsche Öffentlichkeit und insbesondere 
alle Medien davon überzeugt, dass diese 
Vereinbarung hinter verschlossenen Türen 
getroffen worden war.35 Die Oppositions-
parteien warfen der Regierung vor, die 
öffentliche Sicherheit im Tausch gegen Ein-
nahmen zu gefährden. Viele Umweltverbände 
wandten sich gegen die Entscheidung, den 
Ausstieg zu verschieben, und organisierten 
große Demonstrationen gegen die Pläne 
der Regierung.36

Mitten in dieser hitzigen Debatte ereignete sich 
der Unfall in Fukushima, der sich unmittelbar 
auf die öffentliche Debatte über die Zukunft der 
Kernenergie auswirkte. Innerhalb weniger 
Tage nach dem Unfall verlor die CDU die Wahl 
in einem der wichtigsten deutschen Bundes-
länder, in Baden-Württemberg, und zum ersten 
Mal in der deutschen Geschichte gewannen 
die Grünen die Mehrheit der Wählerstimmen 
und konnten mit Winfried Kretschmann den 
ersten grünen Ministerpräsidenten überhaupt 
stellen.

Die Bundesregierung aus Konservativen und 
Liberalen war bestrebt, auf den öffentlichen 
Druck zu reagieren und der starken Anti-Atom-
Stimmung in der Bevölkerung Rechnung zu 
 tragen. Am 15. März 2011 beschloss sie, die 
sieben ältesten Kernkraftwerke  abzuschalten 
und einen Block, der in dieser Zeit außer 
 Betrieb war, nicht wieder in Betrieb zu nehmen.37 
Darüber hinaus forderte sie die deutsche 
Kommission für nukleare Sicherheit auf, einen 
Stresstest für alle verbleibenden elf Kernkraft-
werke in Deutschland durchzuführen.38 Wenige 
Tage nach dem Unfall setzte die Regierung 
außerdem die sogenannte Ethikkommission 
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Im gleichen Zeitraum veröffentlichte die 
Reaktorsicherheitskommission ihren Bericht 
über die nukleare Sicherheit in Deutsch-
land. Sie stellte bei den deutschen  Reaktoren 
keine größeren Schwachstellen und eine 
hohe Widerstandsfähigkeit gegenüber 
 Ereignissen fest, die über die bei der Geneh-
migung dieser Reaktoren zugrunde gelegten 
Auslegungsstörfälle hinausgingen. Sie be-
stätigte jedoch auch, dass die älteren Reak-
toren für große Erdbeben und alle Reaktoren 
für terroristische Angriffe anfällig waren.41 
Im Juni 2011 nahm der Deutsche Bundestag 
die Empfehlungen der Ethikkommission  
an. Alle im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien stimmten für das neue Energie-
wendegesetz (einige wenige Abgeordnete 
stimmten jedoch gegen das Gesetz oder 
enthielten sich der Stimme). Das Gesetz 
schrieb den Ausstieg aus der Nutzung aller 
verbliebenen Kernkraftwerke bis 2022 vor. 
Darüber hinaus enthielt das neue Gesetz 
Bestimmungen zur Reduzierung des Anteils 
fossiler Brennstoffe von über 80 % im Jahr 
2011 auf 20 % im Jahr 2050. Die Energie-
effizienz sollte im Vergleich zu den durch-
schnittlichen Wirkungsgraden von 1990 
um 40 % gesteigert werden. Die Reaktoren, 
die unmittelbar nach dem Unfall  abgeschaltet 
wurden, wurden nicht wieder in Betrieb 
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Trotz dieser unerwarteten Wiederaufnahme 
der Debatte zur Nuklearenergie ist kaum 
davon auszugehen, dass Deutschland seine 
Entscheidung zum Ausstieg aus der Kern-
energie noch einmal grundsätzlich über-
denken wird, selbst wenn die Energiepreise 
steigen und die Energiesicherheit auch nach 
der Ukrainekrise brüchig bleibt. Was die 
installierte Kapazität anbelangt, so wurden 
die Anteile der Kernenergie bereits 2017 von 
den erneuerbaren Energien überholt. Inner-
halb von sieben Jahren konnte der frühere 
Anteil von 23 % Kernenergie problemlos 
durch den wachsenden Sektor der erneuer-
baren Energien ersetzt werden. Darüber 
hinaus stehen die Industrie, die wichtigsten 
Akteure in Wissenschaft und Technik und 
die Vertreter der Umweltgruppen weiter-
hin geschlossen hinter dem Beschluss der 
Energiewende. Einer der besten Indika-
toren für die Unumkehrbarkeit dieser Ent-
scheidung ist die Reaktion der Atomindustrie 
in Deutschland. Siemens, der Bau- und 
 Maschinenbaukonzern, der alle 17 deutschen 
Kernkraftwerke gebaut hatte, kündigte im 
September 2011 an, den Bau von Kernkraft-
werken weltweit einzustellen, und gab auch 
seine Pläne für eine Zusammenarbeit mit der 
russischen Rosatom beim Bau neuer An-
lagen auf.47 Insgesamt folgten alle wichtigen 
politischen, sozialen und zivilgesellschaft-
lichen Akteure der offiziellen Politik der 
deutschen Regierung und bereiteten sich auf 
eine nichtnukleare Zukunft vor. Allerdings 
ist nicht ausgeschlossen, dass andere Länder 
die Kernenergie wieder stärker ausbauen 
werden, vor allem dann, wenn die laufenden 
Entwicklungen zu neuen modularen Reak-
toren erfolgreich verlaufen sollten.

 genommen.42 In der Zeit zwischen Juni 2011 
und Ende 2012 hatte das neue Energie-
wende gesetz bereits große Auswirkungen 
auf Energieversorgung und -verbrauch. 
Der Anteil der erneuerbaren Energien an der 
Energieerzeugung stieg drastisch von 17 % 
auf 26 % und der Anteil der Kernenergie sank 
von 23 % auf 16 %.43

Unmittelbar nach dem Fukushima-Unfall 
stimmte die deutsche Öffentlichkeit mit einer 
Mehrheit von 78 % dem neuen Kurs der 
Bundesregierung zu.44 Die im Juni 2011 durch-
geführte – internationale – Umfrage des 
Marktforschungsunternehmens IPSOS ergab, 
dass nur 9 % der deutschen Bevölkerung 
glaubten, dass die Kernenergie eine  praktikable 
langfristige Lösung für den Energiebedarf 
darstellen würde.45 Dies war der niedrigste 
Prozentsatz unter den 24 Ländern, die an der 
Umfrage teilnahmen (Deutschland teilte diese 
Position mit Schweden). Die dominante anti-
nukleare Haltung der deutschen Bevölkerung 
war sicherlich einer der Gründe dafür, dass 
alle Parteien in Deutschland den Übergang zu 
einer nichtnuklearen Zukunft in Deutschland 
unterstützten.

Dieser Konsens, bis 2022 aus der Kernenergie 
auszusteigen, überlebte zwei weitere Legis-
laturperioden mit Angela Merkel als Bundes-
kanzlerin. Keine Partei außer der rechten AfD 
äußerte sich öffentlich gegen den Ausstiegs-
beschluss oder setzte sich für eine Renais-
sance der Kernenergie in Deutschland ein. 
Erst mit dem Ukrainekrieg 2022 und der damit 
verbundenen Gaskrise wurden Kernkraftwerke 
in Deutschland wieder salonfähig.46  Zumindest 
als Übergang und zur Kompensation der 
aus gefallenen Gasimporte aus Russland ent-
wickelte sich eine intensive Diskussion über 
eine begrenzte Laufzeitverlängerung der drei 
noch am Netz verbliebenen Kernkraftwerke. 
Im August 2022 verkündete Bundeswirtschafts-
minister Habeck, dass man auf der Basis eines 
weiteren Stresstests zwei der verbleibenden 
Kernkraftwerke als Reserve weiter nutzen 
werde. Sie sollten dann hochgefahren  werden, 
wenn bei der Stromversorgung Engpässe 
 auftreten würden. Die Opposition, vor allem 
die CDU aber auch die AfD und mit Abstrichen 
die FDP, kritisierten diese Entscheidung als 
ideologisch motiviert und votierte für einen 
Weiterbetrieb der drei Kraftwerke, bis die Krise 
überstanden sei.
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 Schlussfolgerungen

In diesem Artikel wurden die Entwicklung der 
Kernenergiepolitik in Deutschland beschrieben 
und die Reaktionen auf die beiden großen 
Krisen Tschernobyl und Fukushima aufgezeigt. 
Das TMI-Ereignis hat keine größeren Auswir-
kungen auf die politische Artikulation gehabt 
(anders als die Ölkrise), aber Tschernobyl 
und insbesondere Fukushima hatten große 
Aus wirkungen. Deutschland hat sich  allmählich 
immer mehr zu einer anti-nuklearen Politik 
bekannt.

Die Atompolitik in Deutschland spiegelt 
die Komplexität des politischen Systems in 
Deutschland wider. Die Grundsätze dieses 
Systems sind stark von der gegenseitigen 
Kontrolle zwischen den Ländern und der 
Bundesregierung sowie zwischen dem Parla-
ment und den Gerichten geprägt.48 Es gibt 
auch ein starkes korporatistisches Element 
in den deutschen Politikarenen, das den 
großen gesellschaftlichen Akteuren wie 
Arbeit gebern, Gewerkschaften und seit den 
1970er Jahren auch Umweltgruppen er-
heblichen Einfluss verschafft. 

Die Empfindlichkeit der Politik gegenüber 
 öffentlichem Druck in Deutschland hat die 
Regierungen anfälliger für die Opposition des 
Volkes und sensibler für Protestbewegungen 
gemacht.49 Da die deutsche Öffentlichkeit der 
Kernenergie kritischer gegenübersteht 
als in den meisten anderen Ländern, war die 
Regierung stets bestrebt, auf die Forderung 
nach verbesserter Sicherheit und Kontrolle zu 
reagieren. Dies könnte auch der Grund dafür 
sein, dass es in deutschen Kernkraftwerken zu 
keinem ernsthaften Zwischenfall kam. So kam 
es zu der paradoxen Situation, dass gerade in 
dem Land auf Kernenergie verzichtet wird, das 
mit seinen Sicherheitsstandards und seiner 
Sicherheitskultur an der Spitze der nuklearen 
Entwicklung gestanden hat. Aber auch das 
hat nicht gereicht, um die Menschen und die 
politischen Entscheidungsträger:innen davon 
zu überzeugen, dass die Risiken der Kern-
energie auf Dauer beherrschbar seien. 
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